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§ 3
Die der Architekturkontrolle einzureichenden Vorpro­

jekte und Projekte müssen folgende Unterlagen ent­
halten:

a) Situationsplan mit Angabe der Höhenlinien,
b) Lageplan (Teilbebauungsplan) für das Bauvor­

haben mit genauen Höhenlinien und Angaben über 
vorhandene oder geplante Höhenentwicklung der 
anschließenden Bebauung mit Standortzustim­
mung des Rates des Kreises und Standort­
genehmigung des Rates des Bezirkes,

c) Vorentwurfs- oder Entwurfszeichnungen ein­
schließlich der Zeichnungen und Unterlagen für 
Straßen- und Wegebauten, der Anschlüsse für Be- 
und Entwässerung, Gas-, Licht- und Kraftstrom­
leitungen /und für die Gestaltung der Grün­
anlagen,

d) Baubeschreibung, die über den gesellschaftlichen 
Inhalt und die dem Bauwerk zugrundeliegende 

‘baukünstlerische Idee Auskunft gibt und das Bau­
vorhaben in seinen Funktionen und der Konstruk­
tion sowie die Wahl der Baustoffe erläutert,

e) Angaben über
die im Kostenüberschlag bzw. Kostenplan, aus­
gewiesene Bausumme, 
die Gesamtkubatur des'Bauwerks, 
die errechneten Kosten je cbm umbauten Raumes, 
die Wirtschaftlichkeit des Bauobjektes auf Grund 
von Kennziffern oder an Hand von Vergleichen 
mit bereits durchgeführten Bauten gleicher 
Zweckbestimmung,

f) Bestätigung des Auftraggebers, daß das Raum­
programm oder die technologische Forderung er­
füllt ist, sowie Stellungnahme der Bauaufsicht.

§ 4
(1) Die Durchführung der Architekturkontrolle ob­

liegt mit Ausnahme der Fälle, in denen die Zuständig­
keit des Ministerrates zur Beschlußfassung über Pro­
jekte von besonderer Bedeutung nach § 2 der Verord­
nung vom 17. März 1955 über die Bildung eines Bei­
rates für Bauwesen beim Ministerrat der Deutschen 
Demokratischen Republik (GBl. I S. 249) gegeben ist:

a) dem Beirat für Bauwesen beim Ministerrat der 
Deutschen Demokratischen Republik,

b) dem Ministerium für Aufbau,
c) den Hauptarchitekten bei den Räten der Bezirke,
d) den Chefarchitekten bei den Räten der Aufbau­

städte Berlin, Leipzig, Dresden, Magdeburg, 
Rostock, Karl-Marx-Stadt und Stalinstadt.

(2) Das Ergebnis der Architekturkontrolle ist in 
einem Prüfbescheid niederzulegen, der dem Vorprojekt 
oder dem Projekt beizufügen ist.

§ 5
(1) Der Beirat für Bauwesen beim Ministerrat der 

Deutschen Demokratischen Republik prüft Vorprojekte 
und Projekte entsprechend § 3 der Verordnung vom 
17. März 1955 über die Bildung eines Beirates für Bau­
wesen beim Ministerrat der Deutschen Demokratischen 
Republik. Er unterrichtet die Auftraggeber unverzüg­
lich von seiner Zuständigkeit zur Ausübung der 
Architekturkontrolle.

(2) Für die Vorprüfung der dem Beirat vorzulegen­
den Vorprojekte und Projekte gilt § 5 der Verordnung 
vom 17. März 1955 über die Bildung eines Beirates für 
Bauwesen beim Ministerrat der Deutschen Demokra­
tischen Republik.

§ 6
(1) Das Ministerium für Aufbau prüft, gegebenenfalls 

mit Unterstützung durch den bei ihm gebildeten Bei­
rat für Architektur, alle Vorprojekte und Projekte, die 
auf Grund einer Auswahl aus dem Volkswirtschafts­
plan in Abstimmung mit dem Beirat für Bauwesen 
beim Ministerrat der Deutschen Demokratischen Repu­
blik in seinen Arbeitsplan aufgenommen worden sind. 
Es unterrichtet die Auftraggeber unverzüglich von sei­
ner Zuständigkeit zur Ausübung der Architektur­
kontrolle.

(2) Die dem Ministerium für Aufbau zur Prüfung 
vorzulegenden Vorprojekte und Projekte sind vorher 
durch das zuständige Ministerium und den Rat der 
Stadt (Chefarchitekt) oder des Bezirkes (Hauptarchitekt) 
zu prüfen.

§ 7
Die Hauptarchitekten bei den Räten der Bezirke prü­

fen, gegebenenfalls mit Unterstützung durch die bei 
den Räten der Bezirke gebildeten Beiräte für Archi­
tektur, sämtliche Vorprojekte und Projekte für Bau­
vorhaben ihres Bereiches, soweit nicht die Zuständig­
keit des Beirates für Bauwesen beim Ministerrat der 
Deutschen Demokratischen Republik, des Ministeriums 
für Aufbau oder der Chefarchitekten bei den Räten 
der Aufbaustädte gegeben ist.

§ 8
Die Chefarchitekten bei den Räten der Aufbaustädte 

prüfen, gegebenenfalls mit Unterstützung durch die bei 
den Räten der Aufbaustädte gebildeten Beiräte für 
Architektur, sämtliche Vorprojekte und Projekte für 
Bauvorhaben ihres Bereiches, soweit nicht die Zustän­
digkeit des Ministeriums für Aufbau oder des Beirates 
für Bauwesen beim Ministerrat der Deutschen Demo­
kratischen Republik gegeben ist.

§ 9
(1) Die Hauptarchitekten bei den Räten der Bezirke 

sind berechtigt, die Durchführung der Architekturkon­
trolle bei Objekten bis zu 200 000 DM allgemein oder 
von Fall zu Fall auf die Abteilungen Aufbau bei den 
Räten der Kreise zu übertragen.

(2) Die Übertragung ist nur dann zulässig, wenn der 
Abteilung Aufbau beim Rat des Kreises ein Beirat für 
Architektur zur Seite steht.

(3) Die Berufung dieser Beiratsmitglieder hat auf 
Vorschlag des Hauptarchitekten durch die Vorsitzenden 
der Räte der Kreise zu erfolgen.

(4) Die Anleitung für die Durchführung der Architek­
turkontrolle durch die Beiräte für Architektur bei den 
Räten der Kreise obliegt den Hauptarchitekten bei den 
Räten der Bezirke.

§ 10
(1) Gegen die Prüfbescheide der Hauptarchitekten 

bei den Räten der Bezirke und der Chefarchitekten bei 
den Räten der Aufbaustädte ist innerhalb von 
14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides die. Be­
schwerde an das Ministerium für Aufbau zulässig. 
Beschwerdeberechtigt ist sowohl der Auftraggeber als 
auch der Projektant. Die Beschwerdeentscheidung des 
Ministeriums für Aufbau ist endgültig.

(2) Gegen die Prüfbescheide des Ministeriums für 
Aufbau ist innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe 
des Bescheides die Beschwerde an den Beirat für Bau­
wesen beim Ministerrat der Deutschen Demokratischen 
Republik zulässig. Beschwerdeberechtigt ist sowohl


